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Betrachtungen zur Finanzreform
Von Dr. Paul Meierhans

«Die Notwendigkeit einer Neuordnung des Finanzhaushaltes des
Bundes ergibt sich aus Staats- und finanzpolitischen Gründen», hieß es
einleitend in der Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung
vom 18. März 1938. Als Hauptziele einer Neuordnung wurden
bezeichnet:

1. Ablösung des Fiskalnotrechtes durch einen verfassungsmäßigen
Zustand.

2. Sicherung des Rechnungsgleichgewichtes des Bundes, einschließlich
der Bundesbahnen und planmäßige Schuldentilgung.

3. Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen durch Abgrenzung
der Steuerhoheit möglichst nach dem Grundsatz, daß der Bund für
seinen ordentlichen Haushalt auf indirekte Steuern beschränkt bleibt.

Dieser Versuch einer verfassungsmäßigen Neuordnung mißlang
bekanntlich, und es reichte bloß zu einer Übergangsordnung des
Finanzhaushaltes für die Jahre 1939 bis 1941. Inzwischen aber hat sich die
finanzielle Lage der Eidgenossenschaft infolge der zum Kriege führenden
europäischen Entwicklung, die auch die Mobilisation unserer Armee
erzwang, wesentlich verschlechtert. Durch außerordentliche
Wehraufwendungen wird uns auf Ende 1940 eine neue Schuld von 2500
Millionen Franken erwachsen sein und im ordentlichen Finanzhaushalt des
Bundes droht ein jährlicher Fehlbetrag von 70 bis 100 Millionen
Franken. Zu den Maßnahmen einer Neuordnung unserer Bundesfinanzen
tritt neu und dringlich hinzu die Notwendigkeit der Tilgung der
außerordentlichen Wehrausgaben.

Diese Ausgaben können nicht einfach auf kommende Generationen
überwälzt werden, wenn die Gefahr einer Inflation vermieden werden
soll. Eine richtige Wirtschaftspolitik hat die Grundlagen für die Finanzpolitik

zur schaffen. Es ist ganz besonders von Dr. Max Weber darauf
hingewiesen worden, wie durch eine Reskriptionspolitik ohne entsprechende

Gütervermehrung eine Geldentwertung droht, die alle
finanzpolitischen Berechnungen über den Haufen werfen müßte und daß deshalb
die erste Sorge der Finanzpolitik eine gute Wirtschaftspolitik sein muß.
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